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Verkündet 
am 26* September 1963 
Oechsler, Justizangestellte 
ale Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes 

In der Patentverletzungssache

der Firma B a f l H H H K  Maschinenfabriken GmbH?
vertreten durch 

ihren Geschäftsführer, den Fabrikbesitzer 
Werner BäflHHHB» ebenda,

Klägerin und Revisionsklägerin, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Pr«

g e g e n
die Firma Willi Br^HHfe> Maschinenfabrik.•> 
ScbflBlHd^bei BiflHHfc Alleininhaber 
Fabrikant Willi B r d B P ,  ebenda,

Beklagte und Revisionsbeklagtc, 
-“Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Pr-,

hat der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 26o Septem­
ber 1963 unter Mitwirkung dos Senatspräsiden­
ten Pr« Nastelski und der Bundesrichtcr PreBock, 
Pr. Spreng, Claßen und Schneider
für Recht erkannt:



la.

Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil des 2» Zivilsenats des Oberlandes« 
geriohts Düsseldorf vom 6. November 1962 
wird auf Kosten der Klägerin zurückge- 
wiesen

Von Rechts wegen
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Tatbestand:
« * • • • • •  M U h  M  V M M

Die Klägerin ist auf Grund Lizenzvertrags 
vom 23« Hai 1958 die alleinige Ausführungsbe­
rechtigte des am 5* Januar 1954 angemeldeten* 
am 25» April 1957 bekenntgemachten und am 10«
Oktober 1957 erteilten Patents Nr« 1 007 053«
Das Patent* das der Geschäftsführer der Klägerin 
unmittelbar vor Abschluß des Lizenzvertrags von 
dem Erfinder erworben hat* betrifft eine
aus Spritzzylinder und vorplastifizierender 
Schnocke bestehende Spritzgußmaschine« Seine An­
sprüche lauten:

%

M1o Aus Spritzzylinder und vorplastifiziercn- 
der Schnecke bestehende Spritzgußmaschine* 
gekennzeichnet durch zwei wechselweise von 
der Schnecke gespeiste Spritzgußzylinder«.

2» Spritzgußmaschine nach Anspruch 1, gekenn­
zeichnet durch einen von der Stellung der 
Spritzkoiben gesteuerten Umschalter für die 
Zufuhr des Spritz gutes zu dem jeweils auf­
nahmefähigen Zylinder.

3» Spritzgußmaschine nach den Ansprüchen *1 und 
2p gekennzeichnet durch einen kraftschlüssig 
mit der Kolbenstange eines der Spritzkolben 
verbundenen* in einem Steuerzylindor zwischen 
der Schnecke und den Spritzzylinder glei­
tenden Steuerkolben«
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4* Spritzgußraaechine nach Anspruch 1, ge­
kennzeichnet durch ein Ventil in Gestalt 
eines in einem Steuerzylinder in der Lei­
tung zwischen den Spritzzylindern gleiten­
den Kolbens«

5« Kunststoffspritzgußmaschine nach einem der 
Ansprüche 1 bis 4» dadurch gekennzeichnet, 
daß der Rückhub der Spritzkolben durch die 
Fördervvirkung des Schneckenaggregats erfolgt, 
wobei der Hub der Spritzkolben zur genauen 
Gewichtsdosierung einstellbar ist«

6« Kunststoffspritzgußmaschine nach einem der 
Ansprüche 1 bis 5, dadurch gekennzeichnet, 
daß die Kolbenspritzzylinder sich axial fluch­
tend gegenüberliegen, wobei das Sehnecken- 
aggregat senkrecht dazu angeordnet ist.

7« Kunststoffspritzgußmaschine nach einem der 
Ansprüche 1 bis 6, dadurch gekennzeichnet, 
•daß die Koibenspritzzylinder parallel ne­
beneinanderstehend und das Sehneckenaggro- 
gat senkrecht dazu liegend angeordnet sind."

Der frühere und de# jetzige Patentinhaber haben 
unstreitig ihre etwaigen Schadensersatzansprüche 
gegen die Beklagte auf äie Klägerin übertragen. Pie
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Klägerin beruft sich ferner darauf, daß auch der 
Ingenieur Hanning als Inhaber des am 25« November 
1954 angemoldeten und am 22« November I960 abgc* 
laufenen Gebrauchsmusters Nr« 1 740 186 ihr seine 
sich aus der Verletzung dieses Gebrauchsmusters er« 
gebenden Schadensersatzansprüche abgetreten habe« 
Das Gebrauchsmuster betrifft ebenfalls eine Spritz­
gußvorrichtung, bei welcher der Kunststoff in einer 
Schnecke vorverflüssigt wird« Im Gegensatz zu 
dem Patent ist jedoch bei dem Gebrauchemuster nur 
ein Spritzzylinder vorgesehen« Nach der Gebrauchs­
musterbeschreibung kennzeichnet sich diese Er­
findung im wesentlichen dadurch»

"daß die Zuführung der Masse zu dem Spritz- * 
Zylinder bei geschlossener Spritzdüse und 
ausgefahrenem Spritzkolben erfolgt, und 
daß bei der zunehmenden Füllung des Spritz^ 
Zylinders der Spritzkolben durch die vor- 
plastifizierte Masse in seine Ausgangs­
stellung zurückgedrängt wird«“

Die Klägerin ist der Ansicht, daß die Beklagte, 
die gewerbsmäßig Spritzgußmaschinen für thermo­
plastische Kunststoffmassen herstellt und in Ver­
kehr bringt, in ihre Hechte aus dem Patent ein­
greife und auch das inzwischen abgelaufene Ge­
brauchsmuster verletzt habe« Sie hat mit der Klage 
von der Beklagten Unterlassung und Hechnungslegung

i



sowie die PestStellung der seit dem 23* Mai 
1956 bestehenden Schadenersatzpflicht . verlangt» 
Die Beklagte, die eine Verletzung der Schutz- 
rechte bestritten hat, hat Klageabweisung be­
gehrt« Das Landgericht hat den Ansprüchen der 
Klägerin stattgegeben, das Oberlandesgericht hat 
dagegen nach Einholung eines schriftlichen, 
in der mündlichen Verhandlung ergänzten Gutachtens 
des Sachverständigen für Kunststoff-Erzeugung und 
»Verarbeitung, Direktor Dr. Becker, die Klage 
abgewiesen« Hiergegen richtet sich die Revision 
der Klägerin, die die Wiederherstellung des land­
gerichtlichen Urteils erstrebt« Die Beklagte 
bittet um Zurückweisung des Rechtsmitteis*

Ent s che idungs^r iinde:

I» Dem Rechtsmittel muß der Erfolg versagt 
bleiben« Die Verfahrensrügen der Revision grei­
fen nicht durch. Das Berufungsurteil hält auch 
der sachlich- rechtlichen Nachprüfung stand.

II. Das Oberlandesgericht hat in Überein­
stimmung mit dem Landgericht den Erfindungs­
gedanken und sonach den Gegenstand der im 
Klagepatent verkörperten Erfindung darin ge­
sehen, bei einer aus Spritzzylinder und vorge­
schalteter Schneckenpresse bestehenden Spritz- 
gußmasehine nicht, wie vorher üblich, einen, 
sondern zwei Spritzzylinder zu verwenden.
Hierdurch soll eine fortdauernde Arbeit der 
Schnecke und damit eine doppelt ~ so große Leistung 
wie bei der bisher üblichen Maschine erzielt werde*
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Während nämlich der eine der beiden 2ylinder 
das Spritzgut ausspritzt, der Spritzling sich 
alsdann in der Form abkühlt und schließlich 
aus dieser ausgestoßen wird, kann bereits der 
andere Zylinder von der Schnecke her mit vor- 
verflüssigter Spritzgußmasse gefüllt werden *

Ton dieser Kennzeichnung ausgehend stellt 
das Berufungsgericht fest, daß die Beklagte, die 
ihr$ Spritzgußmaschinen nur mit einem Spritz­
zylinder ausstattet, den durch Anspruch 3 
des Klagepatents geschützten Gegenstand der Er­
findung nicht benutze und daß demnach eine Ver­
letzung des genannten Patentanspruchs von vorn­
herein ausscheideo Bas Berufungsgericht gelangt' 
jedoch - ebenso wie bereits das Landgericht - 
im Anschluß an das Gutachten des gerichtlichen 
Sachverständigen zu dem Ergebnis, daß der Fach­
mann durchschnittlichen Könnens dem Klagepatent 
zur Zeit der Anmeldung (5. Januar 1954} ohne 
eigene erfinderische Überlegung die Lehre habe 
entnehmen können, auch bei einer aus Schnecke 
und lediglich einem Spritzzylinder bestehenden 
Sprit zgußmaschine

a) zwischen Schnecke und Zylinder ein Ventil an­
zuordnen, das während des Ausspritzens des Spritz­
gutes die Verbindung zwischen Schnecke und Zy­
linder unterbricht - vglo Anspruch 2 -;( Durch
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diese Maßnahme soll während des Ausspritz- 
Vorgangs der v/eitere Zufluß von Spritz gut aus 
der Schnecke in d en Zylinder unterbunden und 
damit ein Überlaufen der leichtflüssigen 
Kunst st off masse vermieden werden? vgl® Pa­
tentbeschreibung Spalte 2 Zeilen 30 - 50)®

b) die Spritzdüse durch ein entsprechendes Ven­
til zu schließen - vgl® Anspruch 4 (Diese 
Vorrichtung ist dazu bestimmt«, ein Zurück­
fließen des verflüssigten Kunststoffes aus der 
Form in den Zylinder zu verhindern«, während 
dieser mit neuem Spritzgut beschickt wird? 
vgl«, Patentbeschreibung Spalte 3 Zeilen 7 - 1 1 '

c) den Hückhub des Kolbens durch die Förderwir­
kung der Schnecke zu bewerkstelligen - vgl® 
Anspruch 5 ~? (Durch das Zurückweichen des 
Kolbens beim Füllen des Sprit2zylinders werden 
der Zutritt von Duft und damit die Gefahr
von nachteiligen Dufteinschlüssen in die Kunst­
stof fmassc ausge schalt et® Gleichzeitig ent­
steht der erforderliche Staudruck für die 
Schnecke» Es ist ausschließlich für den 
Spritzhub Kraft aufzuwenden und mithin eine 
wesentliche Vereinfachung der Steuerungsan­
lage ermöglicht? vgl® Patentbeschreibung 
Spalte 3 Zeilen 42 - 46)«,

d) den Kolben zum Zwecke der Gewichtsdosierung 
einstellbar zu gestalten - vgl® Anspruch 5
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(Hierdurch läßt sich erreichen* daß dem 
Spritzzylinder genau die für die Form be­
nötigte Masse zugeführt wird; vglo Patent­
beschreibung Spalte 3 Zeilen 24-26)o

e) das Schneckenaggregat senkrecht zum Spritz­
zylinder anzuordnen - vgl* Ansprüche 6 und ?

(In dieser Anordnung erblickt der Erfinder 
eine vorteilhafte Ausbildungsform des Gegen­
standes der Erfindung; vgl* Patent be schrei«” 
bung Spalte 1 Zeilen 39 - 46)*

Das Berufungsgericht geht alsdann in Über­
einstimmung mit dem Landgericht und dem gericht­
lichen Sachverständigen davon aus* daß die Korn- ‘ 
bination der fünf beschriebenen Merkmale auf 
eine einheitliche Wirkung abziele* daß durch die 
Ansprüche 2* 4* 5* 6 und 7 des Klagepatents 
der von der Klägerin geltend gemachte allgemeine 
Erfindungsgedanke entsprechend dieser Kombination 
ausreichend offenbart v/erde und daß die Beklagte 
hiervon Gebrauch mache* Nach Barst el lung des 
Standes der Technik* wie er sich insbesondere 
aus den von der Beklagten entgegengehaltenen Pa­
tentschriften ergibt* bejaht das öberlandesge- 
richt - ebenso wie das Landgericht - zwar Neuheit 
und Fortschritt des aus dem Klagepatent abge­
leiteten allgemeinen Erfindungsgedankens* Im 
Gegensatz zu dem Landgericht ist das Berufungs-s
gericht aber auf Grund des Gutachtens des ge­
richtlichen Sachverständigen der Auffassung* daß 
der beanspruchte allgemeine Erfindungsgedanke
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des Klagepatents der gebotenen Erfindungshöhe 
entbehre« Das Berufungsgericht hat demgemäß 
die aus der Verletzung deo Patents hergeleiteten 
Ansprüche der Klägerin auf Unterlassung (§§ 4? 
Abs« 1, 6 Satz 1 PatG)9 auf Rechnungslegung und 
auf Feststellung der Schadensersatzpflicht der 
Beklagten (§§ 47 Abs« 2 Sat2 1* 6 Satz 1 PatG) 
für ungerechtfertigt erklärt«

III« 1«) Die Revision rügt zunächst * das Berufungs­
gericht habe bei der Auslegung der Patentansprüche 
den Inhalt der Patentschrift nicht berücksichtigt 
und dadurch gegen § 286 ZPO verstoßen« Dieser 
Angriff ist unbegründet« Es fehlt jeder An­
halt dafür* daß das Berufungsgericht bei der Bestie* 
mung des Gegenstandes der Erfindung daö bezeich­
nete Auslegungsoittel unbeachtet gelassen habe« 
Einer solchen Annahme steht bereits der Umstand 
entgegen* daß das Berufungsgericht aus den 
Patentansprüchen 2* 4* 5* 6 und 7 einen allge­
meinen Erfindungsgedanken ableitot, den es nach 
Lage der Dinge nur nach Würdigung der Patentbe­
schreibung gewonnen haben kann« Im übrigen ver­
pflichtet die Vorschrift des § 286 ZPO den 
Richter nicht* auf alle für die Bildung seiner t)be* 
zeugung maßgebenden Einzelheiten auadrücklich 
einzugehen« Es muß aus der Entscheidung lediglich 
zu erkennen sein* daß keine wesentlichen Ge­
sichtspunkte übersehen worden sind (BGHZ 3*
162* 175* Urteil des erkennenden Senats vom 
9« Juli 1963 - la ZR 128/63). Dios ist hier der 
Fall.
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2*) Die Revision macht ferner geltend, dao 
Berufungsgericht habe den Gegenstand der Er­
findung und dsnin erster Linie hiernach zu 
bemeäsenden Schutzumfang des Klagopatente ver­
kannt, mithin die $§ 6, 47 Abs* 1 PatG vor­
letzt* Während die Klägerin ausweislich dor Tat­
bestände des landgerichtlichen und oberlandes­
gerichtlichen Urteils (vgl* jeweils Seite 4 aaO) 
jedenfalls in der letzten mündlichen Verhandlung 
jeweils lediglich den Schutz einesjallgemeinen 
Brflndungsgedankens für die in den Ansprüchen 
2, 4, 5 und 7 des Klagepatenta enthaltene Lehre 
beansprucht hat, vertritt die Revision nunmehr 
die Ansicht, Gegenstand der Erfindung sei nicht 
nur die im Anspruch 1 festgelegte Anordnung von * 
zwei Spritzzylindern, sondern auch die Inden 
übrigen Ansprüchen geregelte Art der Zuteilung 
des Spritzgutes zu diesen Zylindern, diese 
kombinierten Ansprüche seien demnach von dem 
Anspruch 1 unabhängig und die durch sie offen­
barte Lehre ©tolle: einen selbständigen Gegen­
stand der Erfindung dar, dessen bereits im Er­
teilungsverfahren anerkannte Erfindungshöho einer 
Hachprüfung durch den Vcrletzungarichter ent- 
zogon sei»

Auch mit dieser Rüge kann die Revision nicht 
durohdringen* Die hier in Rede stehenden Ansprüche 
2, 4, 5, 6 und 7 des Klagepatents nehmen nach der 
Fassung der Patentschrift auf den Anspruch 1
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als Hauptanspruch Bezug* Die Bezugnahme auf den 
Hauptanspruch bedeutet, daß dessen Inhalt als 
Oberbegriff für die Unteransprüche gilt und 
zwar nicht nur dann, wenn es sich um "echte”, 
doh* nicht erfinderische Unteransprüche han­
delt, sondern auch dann, wenn diese UnterenSprüche 
- wie die Klägerin jedenfalls für deren Kombi­
nation annimmt - eine selbständige Erfindungs- 
quäl it ät besitzen (RG GRÜR 1937, 106? und MuY/ 
1940, 97; BGH Urteil vom 17* November I960 - 
I ZR 157/58 - Abziehgerät)* Im vorliegenden 
Falle genießen infolgedessen die durch die 
Unteransprüche gekennzeichneten Vorrichtungen 
nur dann den gegenständlichen Schutz des Klage­
patents, wenn sie mit einer der durch den Pa­
tentanspruch 1 geschützten Bauart (Spritzguß- 
raaschine mit vorplastifizierender Schnecke 
und zwei Spritzzylindern) verbunden sind* Von 
einer derartigen Verbindung jaacli die Beklagte 
aber, wie bereits erwähnt, keinen Gebrauch*

Trotz des Hinweises auf den Hauptanspruch 
könnte aber - wie das Berufungsgericht richtig 
erkannt hat - in der Kombination der Arbeits­
mittel, wie sie in den Unteransprüchen 2« 4,
5, 6 und 7 gekennzeichnet sind, über den Haupt- 
anspruch hinaus und ohne dessen Erfindungsgedanköfl 
hinzuzunehmen, eine selbständige Erfindung ge­
schützt sein, wenn die dafür maßgebenden Vor­
aussetzungen (insbesondere ausreichende Offen­
barung, Neuheit, Fortschritt und Erfindungs­
höhe) sämtlich erfüllt wären* Ob dies der Fall
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ist* ergibt sich entgegen der Annahme der Revi­
sion nicht ohne weiteres aus der Patenterteilung« 
Etwas anderes würde nur dann gelten, wenn hier 
sogenannte Hebenansprüche in Betracht kämen«
Als solche hat zwar der Erfinder in seiner
Patentanmeldung die sich dem Hauptanspruch an­
schließenden Ansprüche bezeichnet« Bas ist aber 
auf die rechtliche Beurteilung ohne Einfluß« Neben­
ansprüche jim Sinne der Patentrechtliehen Begriffs­
bestimmung sind nur diejenigen Ansprüche, die im 
Gegensatz zum Unteranspruch nicht, wie es auch 
bei den hier in Rede stehenden Ansprüchen zutrifft, 
lediglich eine besondere Ausgestaltung, sondern 
eine der gleichen Aufgabe dienende, gegenüber der 
im Hauptanspruch niedergelegten Erfindung selbstäu* ‘ 
dige Lösung enthalten (RG MuW 1939? 47? 49? PA 
GRUB 1944, 129, 131)o Die Erteilungsbehörde prüft 
in der Regel aber nicht, ob der Gegenstand eines 
Unteranspruchs unabhängig von dem Hauptanspruch 
patentwürdig ist, sie beschränkt sich vielmehr le­
diglich darauf, platte Selbstverständlichkeiten 
zurückzuweisen (RG MuW 1935, 102 und GRUB 1937, 545, 
548)« Baß das Beutsche Patentamt im vorliegenden 
Pall von dieser Übung abgewichen ist und den Schutz­
umfang der einzelnen oder kombinierten Unteransprüche 
in irgendeiner Richtung ausdrücklich bestimmt hat, 
kann nicht festgestellt werden« Entgegen der Meinung 
der Revision läßt die PatentbeSchreibung nicht er­
kennen, daß das Patentamt den Merkmalen der Ansprüche 
2 und 5, allein oder in Kombination, unabhängig
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von dem Merkmal des Anspruchs 1 selbständigen 
Schutz zugebilligt hat« Dies ist auch den Er-* 
teilungsakten, die der eigenen Würdigung durch 
das Revisionsgericht unterliegen (Benkard, Patent­
gesetz, Gebrauchsmustergesetz und Patentanwalts- 
gesetz, 4* Auf!., § 47 PatG Rdn« 85 a«E«), nicht 
zu entnehmen, insbesondere auch nicht dem Bescheid 
vom 12« Oktober 1956, auf den die Revision vor 
allem abhebto In diesem Bescheid hat der Prüfer 
des Patentamts gegenüber dem Patent anmeld er Y/ies- 
mann zunächst die Ansicht vertreten, der vorge­
legte Anspruch 5 stelle zum Peil die Angabe einer 
Wirkung dar, zum Peil beinhalte er keine weitere 
Ausgestaltung des Merkmals in Anspruch 1, nämlich 
der Anordnung von zwei Spritzzylindern« Y/i^l^P 
hat daraufhin durch Schreiben des Patentanwalts 
Busse vom 7» Dezember 1956 u«a« erwidert, die beiden 
Merkmale des Anspruchs 5 seien dem Anspruch 1 nicht 
zu entnehmen, sie stellten vorteilhafte Weiterbil­
dungen des Gegenstandes des Anspruchs 1 dar und sic 
ermangelten auch nicht der notwendigen techni­
schen Merkmale, d«h« sie enthielten nicht ledig­
lich Wirkungsangaben« Das Patentamt hat alsdann« 
wie das Berufungsgericht feststellt, seine Bean­
standung offensichtlich nicht mehr weiterver­
folgt« Damit hat es aber, wie das angefochteno Ur­
teil zutreffend hervorhebt, nicht bestimmt, daß 
die Merkmale des Unteranspruchs 5 allein oder 
in Verbindung mit den Merkmalen der übrigen Unter* 
ansprüche auch bei einem einzylindrigen Aufbau 
der Spritzgußmaschine Erfindungsschutz genießen 
sollten»
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3o) Angesichts der gegebenen Sach- und Rechtslage 
macht die Revision dem Berufungsgericht demnach 
zu Unrecht einen Vorwurf daraus? daß es den allge­
meinen Erfindungagedanken? den es der Kombinat 
tion der UnteransprUche 2? 4« 5? 6 und 7 des 
Klagepatents an sich entnimmt? auf Neuheit? Fort­
schritt und Erfindungshöhe selbständig geprüft hat*
Zu einer derartigen Prüfung der Patentwürdigkeit 
des allgemeinen Erfindungsgedankens? auf den die 
Klägerin sich auch jetzt noch jedenfalls hilfs­
weise beruft, war das Berufungsgericht aus den 
oben dargestellten Gründen nicht nur berechtigt? 
sondern auch verpflichtet« Während das Reichs­
gericht die Frage nach der Prüfungszuständigkeit 
des Verletzungsrichters in d em von der Revision 
angeführten Urteil vom 14*» Januar 1934 (in RGZ 
146, 29 * GRUR 1935? 157} zunächst noch offen 
gelassen hat, hat es sie in seinem Urteil vom 
24*» November 1934 (in MuW 1935? 102) und anschließend 
in ständiger Rechtsprechung, der auch der Bundes­
gerichtshof gefolgt ist, ausdrücklich bejaht 
(vgl« die Zusammenstellung der einschlägigen Ent­
scheidungen bei Benkard, aaO, § 6 PatG Rdn 51K  
Die Revision Stellt zur Nachprüfung, "ob nicht 
diese Rechtsprechung etwas einzuschränken ist, näm­
lich dann, wenn - wie hier - mehrere Gedanken 
einheitlich geäußert worden sind, vobei schon jeder 
für sich einen erheblichen Fortschritt bedeutet? 
so daß nicht nur die Kombinationeals geschützt 
anzusehon ist, sondern auch die hauptsächlichen

HKIR
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Elemente dieser Kombination"« "Dabei kann hier 
- so heißt es in der Revisionsbegründung ebenfalls 
wörtlich - gar nicht zweifelhaft sein* daß der 
zweizylj,ndrige Aufbau der Spritzgußmaachine als
solcher selbständigen Erfindungsschutz genießt.
Dann aber sollte auch die Einrichtung dieses Systems 
das für jeden der Zylinder gilt, als selbständig schutt- 
würdig angesehen werden bzw, man sollte in solchen 
Fällen nicht noch die Erfindungshöhe im Verletzungs­
streit verneinen können* wenn das Patent so* wie 
hier vorliegend* erteilt worden ist* wenn man da­
von ausgeht* daß es sich um ein einheitliches 
Ganzes handeln würde"* Diese Ausführungen der Re­
vision geben keinen Anlaß* von der gefestigten 
Rechtsprechung abzugehen« Daß der eigentliche Ge­
genstand des Klagepatents auf Grund der Patenter­
teilung Schutz genießt* steht außer Zweifel« Es 
ist aber nicht angängig* allein aus diesem Grund 
auch der umstrittenen Kombination und ihren haupt­
sächlichen Elementen ohne weitere Nachprüfung einen 
selbständigen Schutz zuzubilligen* wie dies von 
der Revision angestrebt wird«

IV« 1«) Das Berufungsgericht hat - wie bereits er­
wähnt - dem geltend gemachten allgemeinen Erfindungs­
gedanken die erforderliche Erfindungshöhe und damit 
dis Schutzfähigkeit abgesprochen« Hierbei schließt 
sich das Berufungsgericht dem Gutachten des gericht­
lichen Sachverständigen an und stützt hierauf 
die Auffassung* der von der Klägerin beanspruchte
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allgemeine Erfindungsgedanke könne objektiv nicht
- wie es die Rechtsprechung zur Erfindungshöhe 
vorausetze (vgl* BGH GRUR 1962, 29, 32 - Dreh- 
kippbeschlag) - als eine Entwicklungsleistung 
angesehen werden, die dem mit dem gesamten Stan­
de der Technik des Anmeldetages (3« Januar 1934) 
vertrauten Durchschnittsfachmann weder auf Grund 
seines Fachwissens noch auf Grund der von ihm zu 
erwartenden Überlegungen zugänglich gewesenf
wäre* Es habe - so fährt das Berufungsurteil fort - 
lediglich geringer, im fachmännischen Wissen und 
Können liegender Überlegungen bedurft, um auf 
Grund der lehre der einen oder anderen vorver- 
öffentlichten Patentschrift zu einer Konstruk­
tion zu gelangen, die dem angenommenen allgemeinen 
Erfindungsgedanken entspreche? die Vereinigung ‘ 
der Einzelelemente der Kombination sei keine 
eigenartige und selbständige Lösung des Problems
- wie es die Rechtsprechung für die Erfindungs­
höhe einer Kombination erfordere (vgl. BGH GRUR 
1959, 22, 24 - Einkochdose) sondern habe nahe­
gelegen. Umgekehrt ausgedrückt spricht das Berufungs­
gericht somit aus, daß die Beklagte, wenn sie bei 
den von ihr hergestellten und vertriebenen Spritz- 
guömaschinen die kombinierten Merkmale der Unteran­
sprüche des Klagepatents verwendet, nicht das 
Patent verletzt, sondern nur von dem freien Stand 
der Technik Gebrauch macht, wie er u.a. insbeson­
dere in den vorveröffentlichten Schriften der



deutschen Patente Nr« 845 855 (betreffend An­
triebseinheit für Vorrichtungen zum Verarbeiten 
von Kunststoffen) und Nr« 858 510 (betreffend 
Spritzgußmaschine) sowie des US~Patents Nr«
2 493 805 (betreffend Binspritz-Pormmaschine’' be­
schrieben ist und von dort ohne erfinderisches 
Zutun zu der hier in Bede stehenden Kombination 
entwickelt v/erden konnte«

So waren nach den Feststellungen«» die das 
Berufungsgericht im Zusammenhang mit der Prüfung 
der Schutzfähigkeit des allgemeinen Erfindungs- 
gedrmkens getroffen hat, aus den soeben genannten 
Patentschriften und aus einigen anderen, im ange­
fochtenen Urteil ebenfalls angeführten Patent­
schriften von d en in Betracht kommenden Kennzeichen 
der Kombination die Merkmale “Abschluß zwischen 
Schnecke und Spritzzylinder“ (a), “Düsenverschluß"
(b) , “Eüclchub durch Förderwirkung der Schnecke“
(c) und “einstellbarer Kolbenhub zur Gev/ichtsdo- 
sierung“ (d) am Anmeldetäg des Klagepatents
(5o Januar 1954) bekannt«

Hinsichtlich der Vereinigung dieser Einzel- 
elemente, wie sie in den Unteransprüchen des Klage*- 
patents vorgesehen ist, wird in dem oberlandesge­
richtlichen Urteil ausgeführt5 Bereits von der 
US-Patentschrift Nr« 2 493 805 - ihr entnimmt 
das Berufungsgericht die Merkmale a, b und c -
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sei ein naheliegender Y/eg zum geltend gemachten 
allgemeinen Erfindungsgedanken gegeben« Bei 
dieser Erfindung fehle allerdings die Vorplesti- 
fizierung durch eine Schnecke« An den Spritz­
kolben finde sich auch keine Einstellvorrichtung 
zur Gewichtsdosierung« Die Vornahme dieser bei­
den Maßnahmen, die nichts miteinander zu tun 
hätten? insbesondere nicht aufeinander aufbauton? 
stelle keine erfinderische Leistung dar« Die 
Vorverflüssigung durch eine Schnecke sei? wie der 
Sachverständige dargelegt habe? seit Anfang der 
vierziger Jahre bekannt und? wie auch die Ein­
leitung der Klagepatentschrift (vgl« Spalte 1? 
Zeilen 8 ff) ergebe? allgemein üblich geworden«

\

Es sei somit nichts Besonderes? wenn die in der 
ÜS-Patentschrift beschriebene Brwärmungsstrocke 
beim Klagepatent durch eine geheizte Schnecke 
ersetzt werde« Ebenso sei es für den Fachmann ein 
naheliegender Gedanke gewesen? an dem Spritz­
kolben eine Einstellvorrichtung anzubringen«
Eine, derartige Vorrichtung gehöre - wie der Sach­
verständige unwidersprochen vorgetragen habe 
und auch äurch die deutsche Patentschrift 
Nr« 858 510 bestätigt werde - zum Stande der 
Technik und zum normalen Fachwissen des Technikers« 
Ferner lehre die deutsche Patentschrift 
Nr« 858 310 den Düsenverschluß (Merkmal b)? den 
Bückhub des Zylinderkolbens durch die Förder­
wirkung der Schnecke (Merkmal c) und den ein-

i

ft
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stellbaren Kolbenhub zur Gewichtsdosierung 
(Mei’kraal d)« Der Fachmann, der z«B« bei dünn­
flüssigen Kunststoffen einen schädlichen Rück­
stau befürchte, wäre ohne besondere Überle­
gungen auf den naheliegenden Gedanken gekommen, 
zwischen Schnecke und Spritzzylinder ein Rück­
schlagventil vorzusehen, wie es z«B« der 
deutschen Patentschrift Hr* 845 855 zu entnehmen 
sei« Daß bei dem beanspruchten allgemeinen Er­
findungsgedanken die Schnecke senkrecht zum 
Spritzzylinder stehe, stelle gleichfalls nichts 
Besonderes dar« Diese Anordnung habe der Sach­
verständige mit Recht als unwesentlich bezeich­
net« Xn dem Klagegebrauchsmuster werde diese 
Maßnahme als so selbstverständlich angesehen, 
daß für sie kein ausdrücklicher Schutz begehrt 
worden sei« Somit hätten dem Fachmann bereits 
zwei Wege zur Verfügung gestanden, um auf der 
Grundlage jeweils einer einzigen Patentschrift ohne 
erfinderisches Bemühen zu einer Konstruktion 
zu gelangen, die dem geltend gemachten Erfindungen 
gedanken entspreche«

Schließlich ist das Berufungsgericht der 
Meinung, der Brfindungshöhe des allgemeinen Er- 
findungsgodankens stehe ferner der Umstand 
entgegen, daß zwei weitere Personen - gemeint 
sind damit der Erfinder des am 23« November 1954 
angemeldeten JÜLagegebrauchsmttsters Nr« 1 740 186



sowie der Erfinder des bereits erwähnten? seit 
16* Dezember 1943 wirksamen Patents Kr* 858 y,o 
und des dazu gehörigen? am 2? September 1932 
angemeldeten Zusatzpatents Kr* 918 962, das die 
im Hauptpatent nach nicht enthaltene lehre er­
teilt? die Öffnung zwischen Schnecke und Spritz- 
Zylinder mit einem Ventil auszustatten (Merkmal 
a der hier in Hede stehenden Kombination) - un­
abhängig vom Erfinder des Klagepatents innerhalb 
eines relativ kurzen Zeitraums drei ähnliche? 
wenn nicht indentische Konstruktionen entv/ickelt 
hätten«

2*) Die Angriffe? v/elche die Revision hiergegen*
richtet? sind ebenfalls nicht begründet»

a) Soweit die Revision unter Beschreibung der 
Merkmale, die die entgegengehaltenen Patent­
schriften aufv/eisen? geltend macht, keine der ver­
schiedenen Vorveröffentlichungen kenne die Ge­
samtkombination der Unteransprüche des Klage­
patents? so läßt sie vi-ßer aaoht, daß auch das 
Berufungsgericht eine gegenteilige Feststellung 
nicht getroffen hat* Andernfalls hätte das Be­
rufungsgericht nicht die Keuheit (und den tech­
nischen Fortschritt) der Kombination bejahen 
können* Die Neuheit einer Kombinationserfindung 
wird zwar nicht dadurch in Frage gestellt? daß 
einzelne ihrer Elemente bereits bekannt wären»
Eine neuheitsschädliche Vorwegnahme wäre aber
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dann gegeben, wenn ein und dieselbe Entgegen- 
haltung sämtliche erfindungswesentlichen Merkmale 
der Kombination enthalten würde (RG GRUR 1942?
204, 2065 BGH GRUR 1954, 107, 109 - Mehrfachechelle).

b) Die Revision beanstandet ferner, vom Berufung* 
gericht sei bei Abwägung der Vorteile des 
Klagepatents gegenüber dem US-Pateat Nr. 2 493 805 
unter Verletzung des § 286 ZPO nicht festgehalten 
worden, daß bei dem letztgenannten Patent der 
Zuführungszylinder zu dem Druckzylinder in einem 
zu großen Abstand angeordnet ist« Dies habe 
so meint die Revision - zur Folge, daß erhebliche 
Volumenanteile des Kunststoffes in dem Spritz­
zylinder verblieben, wodurch wiederum in der 
Konsistenz und in der Zustandsform des zu ver­
spritzenden Kunststoffes unübersehbare Wirkungen 
eintreten könnten, die auf die Eigenschaften des 
Produktes zum Teil erheblichen Einfluß aus­
übten« Es besteht kein Anhalt dafür, daß das Be­
rufungsgericht, das sich nicht mit allen Einzel­
heiten des technischen Sachverhalts auseinander­
zusetzen brauchte, diesen Gesichtspunkt übersehen 
hat und dadurch in seiner Entscheidung zu Un­
gunsten der Klägerin beeinflußt worden ist« Es 
liegt vielmehr die Annahme nahe, daß das Berufungs­
gericht auch insoweit dem gerichtlichen Sachver­
ständigen gefolgt ist« Dieser hat anläßlich 
seiner Anhörung vor dem Oberlandesgericht erklärt, 
daß nach der einschlägigen Zeichnung Figur 4 
der US-Patentschriit allerdings der vordere Teil
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des Kolbensraums durch den Kolben nicht ge­
leert werde und daß dadurch an sich thermische 
Nachteile erwachsen könnten« Der Sachverständi­
ge hält die Darstellung in der Zeichnung aber 
für eine Zufälligkeit und weist darauf hin, daß 
der Fachmann des Jahres 1954 ohnehin bestrebt 
genesen sei, den oberen Kolbenraum möglichst 
klein zu halten«

c) Die Bevision macht unter Hinweis auf § 286 
ZPO auch zu Unrecht geltend, daß bei dem US-Pa- 
tent Nr« 2 495 8o5 der Kolben mechanisch zu­
rückgezogen und nicht, v/ie das angefochtene 
Urteil feststelle, von d er zugeführten Masse 
zurückgedrückt werde« Die Feststellung deo Be­
rufungsgerichts entspricht dem Patentanspruch 1

x (vgl« Patentschrift Spalte 9 Zeilen 4 ff und 
Blatt 14 der Übersetzung) und der Patentbe- 
schreibung in Spalte 1, Zeilen 41 ff (vgl« Blatt 2 
der Übersetzung)« Die Bevision hat Fundstellen 
der Patentschrift, aus denen sich etwas anderes 
ergeben könnte, nicht bezeichnet* solche sind, 
soweit ersichtlich, auch nicht nachzuweisen«

d) Das Berufungsgericht hat entgegen der An­
nahme der Bevision nicht § 286 ZPO und § 6 
PatG verletzt, wenn es in dem Gedanken, die 
Schnecke senkrecht zum Spritzzylinder anzuordnen 
(Merkmal e der Kombination) "nichts Besonderes", 
mithin lediglich eine Maßnahme ohne erfinderische 
Bedeutung erblickt, wie sie von einem Konstruk­
teur erwartet werden kann« Gegen die Nichtigkeit
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der von dem Berufungsgericht in Übereinstimmung 
mit dem Sachverständigen vertretenen Auffassung 
spricht jedenfalls nicht der von d er Revision 
hervorgehobene Umstand«, daß sich die in Rede stehe 
de Maßnahme als Neuheit in der Kombination be­
sonders vorteilhaft auswirke, weil durch sie die 
kürzeste Verbindung zwischen Plastifizier- 
Schnecke und dem zu füllenden Zylinder herge­
stellt und dadurch die Überleitung des von der 
Schnecke optimal temperierten und aufgeschlossenon 
Materials in den Spritzzylinder im unveränderten 
Zustande gewährleistet werde und weil sich da­
rüber hinaus ein baulicher Vorteil insofern er-

t

gebe, als die zwei senkrecht aufeinanderstoßen­
den Flächen, die den Zusammenschluß der beiden 
Aggregate Schnecke und Spritzzylinder bewirkten, 
im Gegensatz zu Schrägflächen einfach zu bear­
beiten und auszurichten seien« Es ist nicht zu 
erkennen, daß*das die Auffassung des Sachver­
ständigen teilende Berufungsgericht die an sich 
naheliegenden Gesichtspunkte, auf die die Re­
vision hinweist, bei der Beurteilung des tech­
nischen Sachverhalte außer acht gelassen hat«
Im übrigen ist auch die senkrechte Anordnung des 
Schneckenaggregate in der vorveröffentlichton 
Patentschrift Nr« 884 1o5 (betreffend Spritz­

gußverfahren und Vorrichtung zur Herstellung 
von FormstUcken aller Art aus thermoplastischen 
Werkstoffen) unter Figur 2 bereits beschrieben



worden« Dies wird in dem schriftlichen Gutach­
ten des gerichtlichen Sachverständigen, v/enn 
auch nicht ausdrücklich in dem angefochtenen 
Urteil erwähnt«

e) Die Revision beanstandet ferner, daß das 
Oberlandesgericht die Erfindungshöhe mit der 
Begründung verneint hat, der allgemeine Erfindungs- 
gedalike sei von mehreren in derselben Zeit ge­
faßt worden« Der von der Revision in diesem Zu­
sammenhang behauptete Verstoß gegen § 286 ZPO 
liegt nicht vor« Wenn verschiedene Personen von­
einander unabhängig in einem verhältnismäßig 
kurzen Zeitraum die gleiche technische Aufgabe 
mit den gleichen Mitteln, insbesondere durch die. 
Kombination an sich bekannter Mittel gelöst haben, 
kann dies in der Hat als ein Anzeichen für 
fehlende Erfindungshöhe gewürdigt werden, aller­
dings immer nur unter Berücksichtigung der son­
stigen Gestaltung des Einzelfalles (BGH GRUB 
1953, 120 - Glimiiiaphalter)« Diesen Grundsatz 
hat das Berufungsgericht beachtet« Es stellt auf 
die mehrfache Wiederholung der hier in Rede 
stehende technische Lehro- lediglich im Rahmen 
einer zusätzlichen Erwägung ab, die es mit den 
Worten einleitot: ”««««« so spricht gegen die 
Erfindungshöhe jenes allgemeinen Erfindungoge- 
dankens ferner der Umstand, daß ««««t(«
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f) Die Revision sieht schließlich eine Ver­
letzung der§286 ZPO? § 6 PatG darin? daß das 
Berufungsgericht hei seiner Entscheidung das
am 7* Oktober 1954 und damit erst nach dem Anmei- 
detag des Klagepatents (5* Januar 1954) veröffent­
lichte Zusatzpatent Nr. 918 962 berücksichtigt 
habe. Dieser Angriff geht ebenfalls fehl. Das Be­
rufungsgericht hat auf diese Patentschrift nicht 
als Vorveröffentlichung gegenüber dem Klagopatent 
zurückgegriffen? es hat sie vielmehr lediglich 
als Beispiel für die (teilweise) Wiederholung 
des allgemeinen Erfindungsgedankens angeführt.
Ein derartiges Vorgehen kann nicht beanstandet 
werden.

g) Der Senat vermag der Revision endlich nicht da­
rin zu folgen? daß das Berufungsgericht seine 
Anforderungen an die Erfindungshöhe überspannt 
habe. Der in der Zeitschrift «Kunststoffe"
(Organ der deutschen Kunststoff-Pachverbände)? 1961, 
Heft 2? Seite 62 ff veröffentlichte Aufsatz
des Dipl.-Ing. Hans B ^ P  über «Schneckenspritz­
gußmaschinen«? der sich u.a. mit der nach dem 
Klagepatent hergestellten Maschine befaßt und 
auf den sich die Revision zur Präge der Er­
findungshöhe nachdrücklich berufen hat? kann 
als neues tatsächliches Material in der Revisions­
instanz nicht mehr berücksichtigt werden.

V. Das Berufungsgericht hat die Klage auch in­
soweit abgewiesen? als sie bilfsweise zum feil?

. n..
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nämlich hinsichtlich des Schadenersatzan­
spruchs für die Zeit vom 23* Mai 1958 bis zum 
22* November I960 auf das Gebrauchsmuster 
Nr« 1« 740 186 gestutzt wird« Gegen die hierauf 
bezüglichen Ausführungen des Berufungsge­
richts hat die Revision keine Angriffe gerich­
tet» Sie lassen einen Bechtsfehler auch nicht, 
erkennen»

VI» Die Revision hat in der schriftlichen Re­
visionsbegründung auch die Verletzung des § 139 
ZPO und des § 826 BGB gerügt, ohne jedoch hierzu 
nähere Angaben zu machen«

%

Der auf § 139 ZPO gestützten Verfahrensrüge 
kann von vornherein nicht näher getreten werden, 
weil die Bevision entgegen der Vorschrift des 
§ 554 Abs« 3 Ziff« 2 b ZPO nicht die Tatsachen bezeich­
net hat, aus denen sich eine Verletzung der Auf­
klärungspflicht durch das Berufungsgericht im 
Sinne des § 139 Abs« 1 und 2 ZPO ergeben könnte«

Soweit ein Verstoß gegen § 826 BGB geltend 
gemacht wird, sind besondere Umstände, die das 
Verhalten der Beklagten trotz fehlenden Patent­
oder Gehrauchsmusterschutzes als sittenwidrig
erscheinen lassen könnten, von der Revision nicht/
dargetan und auch sonst nicht erkennbar«

n



Vile Nach alledem ist die Revision mit der 
Kostenfolge aus § 97 Abs* 1 ZPO zuriickzuweisen

Dr* Nastelski Bock Spreng

Claßen Schneider
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